
Klagegründe und wesentliche Argumente

Mit ihrer Klage wirft die Kommission der Beklagten vor, durch
die Aufstellung eines Staatsangehörigkeitserfordernisses für den
Zugang zum Beruf des Notars und dessen Ausübung die in
Art. 43 EG vorgesehene Niederlassungsfreiheit unverhältnismä-
ßig zu beeinträchtigen. Art. 45 EG befreie zwar die Tätigkeiten,
die unmittelbar und spezifisch mit der Ausübung öffentlicher
Gewalt verbunden seien, von der Anwendung des Kapitels über
das Niederlassungsrecht. Die den Notaren nach französischem
Recht übertragenen Aufgaben stellten jedoch zu einem so gerin-
gen Grad eine Teilnahme an der Ausübung öffentlicher Gewalt
dar, dass sie nicht in den Anwendungsbereich dieses Artikels fal-
len und eine solche Beschränkung der Niederlassungsfreiheit
rechtfertigen könnten.

Zum einen verliehen diese Aufgaben den Notaren keine wirkli-
chen Zwangsbefugnisse, und die Funktionen und der Rechtssta-
tus des Richters und des Notars seien sehr unterschiedlich.

Zum anderen könne der nationale Gesetzgeber weniger ein-
schränkende Maßnahmen als ein Staatsangehörigkeitserfordernis
treffen, wie z. B. die Unterwerfung der Betreffenden unter
strenge Berufszugangsvoraussetzungen, besondere Berufspflich-
ten und/oder eine besondere Kontrolle.

Klage, eingereicht am 12. Februar 2008 — Kommission der
Europäischen Gemeinschaften/Großherzogtum Luxemburg

(Rechtssache C-51/08)

(2008/C 128/32)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: J.-P. Keppenne und H. Støvlbæk)

Beklagter: Großherzogtum Luxemburg

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— festzustellen, dass das Großherzogtum Luxemburg dadurch
gegen seine Verpflichtungen aus dem EG-Vertrag, insbeson-
dere den Art. 43 EG und 45 EG, und der Richtlinie
89/48/EWG über eine allgemeine Regelung zur Anerken-
nung der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige
Berufsausbildung abschließen (1), verstoßen hat, dass es ein
Staatsangehörigkeitserfordernis für den Zugang zum Beruf
des Notars aufgestellt und die Richtlinie 89/48 für die Tätig-
keit des Notars nicht umgesetzt hat;

— dem Großherzogtum Luxemburg die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Mit ihrer Klage wirft die Kommission dem Beklagten erstens vor,
durch die Aufstellung eines Staatsangehörigkeitserfordernisses
für den Zugang zum Beruf des Notars und dessen Ausübung die
in Art. 43 EG vorgesehene Niederlassungsfreiheit unverhältnis-
mäßig zu beeinträchtigen. Art. 45 EG befreie zwar die Tätigkei-
ten, die unmittelbar und spezifisch mit der Ausübung öffent-
licher Gewalt verbunden seien, von der Anwendung des Kapitels
über das Niederlassungsrecht. Die den Notaren nach luxembur-
gischem Recht übertragenen Aufgaben stellten jedoch zu einem
so geringen Grad eine Teilnahme an der Ausübung öffentlicher
Gewalt dar, dass sie nicht in den Anwendungsbereich dieses
Artikels fallen und eine solche Beschränkung der Niederlas-
sungsfreiheit rechtfertigen könnten. Denn diese Aufgaben verlie-
hen den Notaren keine Zwangsbefugnisse, und der nationale
Gesetzgeber könne weniger einschränkende Maßnahmen als ein
Staatsangehörigkeitserfordernis treffen, wie z. B. die Unterwer-
fung der Betreffenden unter strenge Berufszugangsvoraussetzun-
gen, besondere Berufspflichten und/oder eine besondere Kon-
trolle.

Mit ihrer zweiten Rüge wirft die Kommission dem Beklagten
außerdem vor, dadurch gegen seine Verpflichtungen verstoßen
zu haben, dass er die Richtlinie 89/48 für die Tätigkeit des
Notars nicht umgesetzt habe. Denn die Richtlinie sei, da es sich
um einen reglementierten Beruf handele, auf diesen Beruf voll-
ständig anwendbar, und das erforderliche hohe Befähigungsni-
veau der Notare könne leicht durch eine Eignungsprüfung oder
einen Anpassungslehrgang garantiert werden.

(1) Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine
allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die
eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen (ABl. L 19,
S. 16).

Vorabentscheidungsersuchen des Unabhängigen Finanzse-
nats, Außenstelle Graz (Österreich), eingereicht am 15. Feb-
ruar 2008 — Dachsberger & Söhne GmbH gegen Zollamt

Salzburg, Erstattungen

(Rechtssache C-77/08)

(2008/C 128/33)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Unabhängiger Finanzsenat, Außenstelle Graz
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Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Dachsberger & Söhne GmbH

Beklagter: Zollamt Salzburg, Erstattungen

Vorlagefragen

1. Ist Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 2 Satz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 3665/87 der Kommission vom 27. November
1987 in der Fassung der Verordnung (EG) Nr. 2945/94 der
Kommission vom 2. Dezember 1994, wonach für die
Berechnung der beantragten Erstattung im Falle der differenz-
ierten Erstattung „der differenzierte Teil der Erstattung anhand der
Angaben über Menge, Gewicht und Bestimmung gemäß Artikel
47 zu berechnen“ ist (1), so auszulegen, dass mit dem Aus-
druck „Angaben über Menge, Gewicht und Bestimmung gemäß
Artikel 47“ auf die Angaben im spezifischen Antrag gemäß
Artikel 47 Absatz 1 verwiesen wird und somit der differen-
zierte Teil der Erstattung erst im Zeitpunkt der Vorlage des
Antrages im Sinne des Artikels 47 Absatz 1 beantragt wird?

2. Falls die erste Frage mit „Ja“ beantwortet wird, stellt sich die
Frage, ob die genannte Bestimmung so auszulegen ist, dass in
dem Falle, in dem der Zahlungsantrag gemäß Artikel 47
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3665/87 der Kommis-
sion vom 27. November 1987 bereits in dem „bei der Aus-
fuhr für die Inanspruchnahme einer Ausfuhrerstattung ver-
wendeten Dokument“ (hier Ausfuhranmeldung) zu stellen ist,
die Berechnung der beantragten Erstattung hinsichtlich des
differenzierten Teils anhand der Angaben in der Ausfuhran-
meldung zu erfolgen hat und somit der differenzierte Teil der
Erstattung auch mit der Ausfuhranmeldung beantragt wird?

3. Falls die erste Frage mit „Nein“ beantwortet wird, stellt sich
die Frage, ob die genannte Bestimmung so auszulegen ist,
dass die Berechnung der beantragten Erstattung hinsichtlich
des differenzierten Teils anhand der gemäß Artikel 47 der
Verordnung (EWG) Nr. 3665/87 der Kommission vom 27.
November 1987 vorzulegenden Unterlagen zu erfolgen hat
und der differenzierte Teil der Erstattung somit erst im Zeit-
punkt der Vorlage der „Unterlagen für die Zahlung“ im Sinne
des Artikels 47 Absatz 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 3665/87 der Kommission vom 27. November 1987
beantragt wird?

4. Falls die dritte Frage mit „Ja“ beantwortet wird, stellt sich die
Frage, ob die genannte Bestimmung so auszulegen ist, dass
für die Beantragung des differenzierten Teils der Erstattung
auch die Vorlage von solchen Unterlagen im Sinne des Arti-
kels 47 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3665/87 der
Kommission vom 27. November 1987, die mangelhaft sind,
ausreicht, mit der Rechtsfolge, dass auch hinsichtlich des dif-
ferenzierten Teils der Erstattung die Sanktionsregelung des
Artikels 11 der Verordnung (EWG) Nr. 3665/87 der Kom-
mission vom 27. November 1987 anzuwenden ist?

(1) ABl. L 310, S. 57

Rechtsmittel, eingelegt am 25. Februar 2008 von Miguel
Cabrera Sánchez gegen das Urteil des Gerichts erster
Instanz (Dritte Kammer) vom 13. Dezember 2007 in der
Rechtssache T-242/06, Miguel Cabrera Sánchez/ HABM und

Industrias Cárnicas Valle, SA

(Rechtssache C-81/08 P)

(2008/C 128/34)

Verfahrenssprache: Spanisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführer: Miguel Cabrera Sánchez (Prozessbevollmäch-
tigte: J. A. Calderón Chavero und T. Villate Consonni, abogados)

Andere Verfahrensbeteiligte: Harmonisierungsamt für den Binnen-
markt (Marken, Muster und Modelle) und Industrias Cárnicas
Valle, SA

Anträge

Der Rechtsmittelführer beantragt,

— das Urteil des Gerichts erster Instanz (Dritte Kammer) vom
13. Dezember 2007 in der Rechtssache T-242/06 aufzuhe-
ben und die betreffende Entscheidung wegen klarer Unver-
einbarkeit der Marken EL CHARCUTERO (Kläger) und EL
CHARCUTERO ARTESANO (Beklagte) aufzuheben;

— über die Kosten zu entscheiden.

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente

Entgegen dem angefochtenen Urteil falle die Gemeinschafts-
marke „El charcutero Artesano“ unter das Verbot des Art. 8
Abs. 1 Buchst. b der Verordnung Nr. 40/94 (1), da bei Wider-
spruch des Inhabers der älteren Marke — in diesem Fall der spa-
nischen Marke „El Charcutero“ — die jüngere wegen Identität
oder Ähnlichkeit mit der älteren Marke oder wegen Identität
oder Ähnlichkeit der Waren oder Dienstleistungen, die beide
Marken bezeichneten, zurückzuweisen sei und außerdem die
Möglichkeit einer Gefahr der Verwechslung durch das Publikum
in dem Gebiet, in dem die ältere Marke geschützt sei — in die-
sem Fall Spanien — bestehe. Die Verwechslungsgefahr schließe
die Gefahr ein, dass eine gedankliche Verbindung mit der älteren
Marke hergestellt werde.

(1) des Rates vom 20. Dezember 1993 über die Gemeinschaftsmarke
(ABl. L 11, S. 1).
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